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, 11- 21'13 der Beilagen zu den Stenographischen Protokollen des Nati()nalrates' 

XIV. Gesetzgebungsperiode 
DER BUNDESMINISTER FüR FINANZEN 

Z. 11 OS02/53-Pr.2/77 

An den 
Herrn Präsidenten 
des Nationalrates 

Parlament 
'W i e n , 1. 

Wien, 1977 07 27 

-//2,95/AB 

1977 -08- 22 
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Auf die Anfrage der Abgeordneten Dipl.Ing. Hanreich und Genossen vom 
22. Juni i977, Nr. 1271/J, betreffend Finanzamt Lilienfeld, beehre 
ich mich mitzuteilen: 

Zu 1): 
Die territoriale Gliederung der Verwaltung ist in nahezu allen euro­
päischen Staaten über 100, ja sogar 200 Jahre alt. Die weitaus übe.r­
wiegende Zahl von Ämtern wurde somit in einer Zeit errichtet, in der 
sowohl die Verkehrssituation als auch die eher schwachen Möglichkeiten 
der Kommunikation es erforderten, an möglichst vielen Orten Ämter zu 
errichten, um eine funktionierende Verwaltung zu gewährleisten. Die 
Verhältnisse der Gegenwart ermöglichen es nun, unter Beachtung der 
Erkenntnis, daß nicht nur Manmutämter sondern auch Zwergbehörden 
unwirtschaftlich arbeiten, einen Teil der Ämter zusammenzulegen und 
das Personal zweckmäßiger einzusetzen als bisher. Die Wirtschaft hat 
bereits in einem viel größerem Ausmaß dieser Entwicklung durch Zu­
sammenschlüsse und Fusionierungen Rechnung getragen. 

Einerseits das Kostendenken und andererseits die eine moderne, 
effiziente Verwaltung kennzeichnende Grundsätze der Wirtschaftlichkeit 
und Zweckmäßigkeit sind für die Entscheidung über die Frage der 
Existenzberechtigung von Dienststellen heranzuziehen. 

Das Bundesministerium für Finanzen hat in konsequenter Verfolgung 
einer modernen Organisationsstruktur inder Finanzverwaltung die Frage 
der Auflösung bzw. der Zusammenlegung von Finanzämtern einer eingehenden 
Oberprüfung unterzogen. Als Ergebnis dieser Untersuchungen kann fest-

'. gehalten werden, daß die Auflassung des Finanzamtes Lil ienfeld ver­
waltungsökonomisch erforderlich ist und daß einer Zusammenlegung des 

1295/AB XIV. GP - Anfragebeantwortung (gescanntes Original) 1 von 2

www.parlament.gv.at



- 2 -

Finanzamtes Lilienfeld mit dem Finanzamt St. Pölten unter der Voraus­
setzung einer entsprechenden NeubaufUhrung in St. Pöltenweder sozial­
politische Momente noch wirtschaftliche Momente entgegenstehen, zumal 
die Verkehrssituation als durchaus gUnstig zu bezeichnen ist. 

Zu 2): 
Die Frage,;,der Zusammenlegung des FinanzamtE2 Lilienfeld mit dem Finanz­
amt St. Pölten wird auch unter Beachtung0iner an modernen Grundsätzen . 
orientierten Bevölkerungspolitik und unter BerUcksichtigung der 
Intentionen des niederösterreichischen Raumordnungsgesetzes noch 
genauestens geprUft werden. 

Jedenfalls bedingt die Auflösung des Finanzamtes Lilienfeld eine 
Änderung des Abgabenverwaltungsorganisationsgesetzes, die nur durch 
den Gesetzgeber erfolgen kann. 
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